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Gesetzentwurf 
der Bundesregierung 

Entwurf eines Ersten Gesetzes zur Änderung des Milch- und Margarinegesetzes 

A. Zielsetzung  

Der Rat der Europäischen Union hat mit der Verordnung (EG) 
Nr. 2991/94 mit Normen für Streichfette (ABl. EG Nr. L 316 S. 2) 
unmittelbar geltende Vorschriften für die Herstellung und Kenn-
zeichnung von Butter, anderen Milchstreichfetten, Margarine und 
Mischfetten erlassen. 

Die EG-Verordnung enthält die Verpflichtung für die Mitglied-
staaten, wirksame Sanktionen für den Fa ll  eines Verstoßes gegen 
die Verordnung festzulegen. Dieser Verpflichtung soll durch eine 
Vorschrift zur Ahndung von Verstößen gegen die Vorschriften 
über Herstellung und Kennzeichnung der Erzeugnisse als Ord

-

nungswidrigkeiten und eine Änderung der das Bezeichnungs-
recht betreffenden Strafvorschriften entsprochen werden. 

B. Lösung 

In das national den Bereich der genannten Verordnung umfassen-
de Milch- und Margarinegesetz werden Blankett-Vorschriften 
eingeführt, die die Bewehrung von unmittelbar geltenden Vor-
schriften in EG-Rechtsakten ermöglichen. 

C. Alternativen 

Keine 

D. Kosten der öffentlichen Haushalte 

1. Haushaltsausgaben ohne Vollzugsaufwand 

Keine 

2. Vollzugsaufwand 

Durch die vorgesehenen Änderungen des Milch- und Marga-
rinegesetzes entstehen Bund, Ländern und Gemeinden gegen-
über der bisherigen Rechtslage keine Mehrkosten, weil ihnen 
durch dieses Gesetz keine zusätzlichen Aufgaben übertragen 
werden. 
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E. Sonstige Kosten 

Da der Gesetzentwurf lediglich Straf- und Bußgeldvorschriften 
betrifft, entstehen bei Wi rtschaftsunternehmen, insbesondere mit-
telständischen Unternehmen, keine Kosten. Auch sind keine Aus-
wirkungen auf das Preisniveau, insbesondere das Verbraucher-
preisniveau zu erwarten. 
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Bundesrepublik Deutschland 
Der Bundeskanzler 

031 (322) - 73106 - Mi 76/97 
Bonn, den 22. Dezember 1997 

An die 
Präsidentin des 
Deutschen Bundestages 

Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen 

Entwurf eines Ersten Gesetzes zur Änderung 
des Milch- und Margarinegesetzes 

mit Begründung (Anlage) und Vorblatt. 

Ich bitte, die Beschlußfassung des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist das Bundesministerium für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten. 

Der Bundesrat hat in seiner 720. Sitzung am 19. Dezember 1997 gemäß Artikel 76 
Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, gegen den Gesetzentwurf keine Einwen-
dungen zu erheben. 

Dr. Helmut Kohl 
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Anlage 

Entwurf eines Ersten Gesetzes zur Änderung des Milch- und Margarinegesetzes 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesra-
tes das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Das Milch- und Margarinegesetz vom 25. Juli 1990 
(BGBl. I S. 1471), zuletzt geändert durch Artikel 2 
Nr. 1 des Gesetzes vom 25. November 1994 (BGBl. I 
S. 3538), wird wie folgt geändert: 

1. § 1 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

a) Nach Nummer 2 wird folgende Nummer ein-
gefügt: 

„3. Mischfetterzeugnisse, " . 

b) Die bisherige Nummer 3 wird die Nummer 4. 

2. § 2 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

a) Nummer 3 wird durch die folgenden Num-
mern ersetzt: 

„3. Margarineerzeugnis: 

a) ein Erzeugnis im Sinne des Teils B 
des Anhangs der Verordnung (EG) 
Nr. 2991/94 des Rates vom 5. Dezember 
1994 mit Normen für Streichfette (ABl. 
EG Nr. L 316 S. 2) in der jeweils gelten-
den Fassung oder 

b) Margarineschmalz. 

4. Mischfetterzeugnis: 

a) ein Erzeugnis im Sinne des Teils C 
des Anhangs der Verordnung (EG) 
Nr. 2991/94 oder 

b) Mischfettschmalz." 

b) Die bisherigen Nummern 4 bis 8 werden die 
Nummern 5 bis 9. 

3. In den §§ 3, 4 Abs. 6, § 7 Satz 1, § 8 Abs. 2 Satz 1 
und 2 und § 11 werden jeweils: 

a) die Worte „Der Bundesminister" durch die 
Worte „Das Bundesministerium", 

b) die Worte „den Bundesministern" durch die 
Worte „den Bundesministerien", 

c) die Worte „der Bundesminister" durch die 
Worte „das Bundesministerium", 

d) die Worte „fachlich zuständigen Bundesmini-
ster" durch die Worte „fachlich zuständigen 
Bundesministerium" und 

e) die Worte „dem Bundesminister" durch die 
Worte „dem Bundesministerium" 

ersetzt. 

4. § 8 Abs. 3 wird wie folgt geändert: 

a) In den Sätzen 1 und 2 werden jeweils die 
Worte „längstens zwei Jahre" durch die Worte 
„längstens drei Jahre" ersetzt. 

b) In Satz 2 wird das Wort  „zweimal" durch das 
Wort  „dreimal" ersetzt. 

5. In § 9 Abs. 1 Satz 1 wird die Angabe „ § 1 Abs. 1 
Nr. 3" durch die Angabe „ § 1 Abs. 1 Nr. 4" er-
setzt. 

6. § 13 wird wie folgt gefaßt: 

„§ 13 

Strafvorschriften 

Mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder mit 
Geldstrafe wird bestraft, wer 

1. einer Vorschrift des § 9 Abs. 1 über den Be-
zeichnungsschutz oder 

2. einer unmittelbar geltenden Vorschrift in 
Rechtsakten der Europäischen Gemeinschaft, 
die dem Schutz der Bezeichnungen der nach 
§ 1 Abs. 1 Nr. 1 bis 3 im Anwendungsbereich 
dieses Gesetzes liegenden Erzeugnisse dient, 
soweit eine Rechtsverordnung nach § 15 Nr. 1 
für einen bestimmten Tatbestand auf diese 
Strafvorschrift verweist, 

zuwiderhandelt. " 

7. § 14 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 wird die Angabe „ § 13 Abs. 1" 
durch die Angabe „ § 13" ersetzt. 

b) In Absatz 2 werden nach Nummer 3 der Punkt 
am Ende durch ein Komma ersetzt und folgen-
de Nummer 4 angefügt: 

„4. einer unmittelbar geltenden Vorschrift in 
Rechtsakten der Europäischen Gemein-
schaft zuwiderhandelt, die inhaltlich einer 
Regelung entspricht, zu der § 3 oder § 7 
ermächtigt, soweit eine Rechtsverordnung 
nach § 15 Nr. 2 für einen bestimmten Tat-
bestand auf diese Bußgeldvorschrift ver-
weist. " 

c) In Absatz 3 werden die Worte „zehntausend 
Deutsche Mark" durch die Worte „zwanzig-
tausend Deutsche Mark" ersetzt. 

8. Nach § 14 wird folgender § 15 eingefügt: 

„§15 
Ermächtigung 

Das Bundesministerium für Ernährung, Land-
wirtschaft und Forsten wird ermächtigt, soweit 
dies zur Durchsetzung der Rechtsakte der Euro-
päischen Gemeinschaft erforderlich ist, im Ein-
vernehmen mit dem Bundesministerium für Ge-
sundheit durch Rechtsverordnung ohne Zustim-
mung des Bundesrates die Tatbestände zu be-
zeichnen, die 

1. als Straftat nach § 13 Nr. 2 zu ahnden sind 
oder 
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2. als Ordnungswidrigkeit nach § 14 Abs. 2 Nr. 4 
geahndet werden können. " 

9. Die bisherigen §§ 15 bis 18 werden die §§ 16 
bis 19. 

10. Der bisherige § 19 wird gestrichen. 

11. § 20 wird durch folgende Vorschrift ersetzt: 

„ § 20 

Übergangsregelung 

Bis zum Erlaßt einer Rechtsverordnung nach 
§ 15 Nr. 1 sind § 13 Abs. 1 Nr. 2 und § 14 Abs. 1, 
dieser in Verbindung mit § 13 Abs. 1 Nr. 2 und 
§ 14 Abs. 3, in der bis zum ... (Einsetzen: Tag vor 
dem Inkrafttreten des Ersten Gesetzes zur Ände-

rung des Milch- und Margarinegesetzes) gelten-
den Fassung weiter anzuwenden. " 

12. § 21 wird gestrichen; der bisherige § 22 wird § 21. 

Artikel 2 

Das Bundesministerium für Ernährung, Landwirt-
schaft und Forsten kann den Wortlaut des Milch- und 
Margarinegesetzes in der vom Inkrafttreten dieses 
Gesetzes an geltenden Fassung im Bundesgesetz-
blatt bekanntmachen. 

Artikel 3 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach der Verkündung 
in Kraft. 
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Begründung  

A. Allgemeiner Teil 

I. Gründe für die Gesetzesänderung 

Zum 1. Januar 1996 ist die Verordnung (EG) Nr. 2991/ 
94 des Rates mit Normen für Streichfette (Streichfett-
verordnung) in Kraft getreten. Es gelten damit unmit-
telbar Vorschriften über die Herstellung und Kenn-
zeichnung von Butter, anderen Milchstreichfetten, 
Margarine und Mischfetten. Die Streichfettverord-
nung verknüpft damit eine Regelung zum Be-
zeichnungsschutz für diese Verkehrsbezeichnungen, 
die von der Zielrichtung her dem Bezeichnungs-
schutz nach § 9 des Gesetzes und dem umfassenden 
gemeinschaftsrechtlichen Bezeichnungsschutz für 
Milch und Milcherzeugnisse nach Artikel 3 Abs. 1 
Satz 1 und Abs. 2 der Verordnung (EWG) Nr. 1898/87 
des Rates vom 2. Juli 1987 über den Schutz der Be-
zeichnung der Milch und Milcherzeugnisse bei ihrer 
Vermarktung (Bezeichnungsschutzverordnung) ver-
gleichbar ist. 

Die Mitgliedstaaten sind nach der Streichfettverord-
nung verpflichtet, wirksame Sanktionen für den Fa ll 

 eines Verstoßes festzulegen. Sanktionsbestimmun-
gen sind hinsichtlich der Bezeichnungsschutzrege-
lung und der Herstellungs- und Kennzeichnungsvor-
schriften der Streichfettverordnung zu treffen. Die 
Herstellung und Kennzeichnung war bis zur Harmo-
nisierung in wesentlichen Punkten national in den 
auf § 3 und § 7 des Gesetzes gestützten milch- und 
margarinerechtlichen Produktverordnungen geregelt 
und nach § 14 Abs. 2 des Gesetzes in Verbindung mit 
Bußgeldvorschriften in den Produktverordnungen 
bußgeldbewehrt, während der Bezeichnungsschutz 
durch § 13 Abs. 1 des Gesetzes derzeit strafbewehrt 
ist. 

Dieser Systematik entsprechend soll die Bewehrung 
der Vorschriften, nach denen die in der Streichfett-
verordnung festgelegten Bezeichnungen den do rt 

 geregelten Erzeugnissen vorbehalten sind, durch 
eine Strafvorschrift erfolgen. In die bestehenden 
Strafvorschriften wird eine Blankettbestimmung auf-
genommen, um auch künftigen, aus dem Gemein-
schaftsrecht resultierenden Sanktionsverpflichtun-
gen hinsichtlich des Bezeichnungsschutzes entspre-
chen zu können. 

Die Bußgeldvorschriften werden gleichfa lls um eine 
Blankettvorschrift ergänzt, um Verstöße gegen Ge-
meinschaftsrecht, das inhaltlich den zur Standardi-
sierung erlassenen Vorschriften in die Produktver-
ordnungen vergleichbar ist, als Ordnungswidrigkeit 
zu verfolgen. Mit dieser Vorschrift sollen insbeson-
dere die gegenwärtig zu sanktionierenden Herstel-
lungs- und Kennzeichnungsvorschriften der Streich-
fettverordnung erfaßt werden. 

Mit der Gesetzesänderung werden des weiteren An-
passungen der Begriffsbes timmungen an die Streich-

fettverordnung vorgenommen. Unabhängig vom Ge-
meinschaftsrecht wird die Regelung über Ausnahme-
genehmigungen im Hinblick auf Erfordernisse der 
Praxis geändert. 

II. Gesetzgebungskompetenz 

Die Gesetzgebungskompetenz des Bundes für das 
Änderungsgesetz ergibt sich aus Artikel 74 Abs. 1 
Nr. 1 Grundgesetz. Es ist eine bundesgesetzliche Re-
gelung der Sanktionen im Bereich des Milch- und 
Margarinegesetzes zur Wahrung der Rechts- und 
Wirtschaftseinheit im gesamtstaatlichen Interesse er-
forderlich, da der Erlaß von • Sanktionsvorschriften 
der Bewehrung von den im gesamten Bundesgebiet 
einheitlich geltenden Vorschriften dient. Bei dem in 
diesem Bereich gegebenen überregionalen Markt 
sind bundeseinheitliche Rahmenbedingungen für 
Sanktionen nötig, um eine wirksame Durchsetzung 
der sachlich-rechtlichen Vorschriften zu erreichen. 

III. Kosten der öffentlichen Haushalte 

1. Haushaltsausgaben ohne Vollzugsaufwand 

Keine 

2. Vollzugsaufwand 

Durch die vorgesehenen Änderungen des Milch- 
und Margarinegesetzes entstehen Bund, Län-
dern und Gemeinden gegenüber der bisherigen 
Rechtslage keine Mehrkosten, weil ihnen durch 
dieses Gesetz keine zusätzlichen Aufgaben über-
tragen werden. 

3. Kosten für Wirtschaftsunternehmen und Auswir-
kungen auf das Preisniveau 

Da der Gesetzentwurf im Schwerpunkt lediglich 
Sanktionsvorschriften betrifft, entstehen bei Wi rt

-schaftsunternehmen, insbesondere mittelständi-
schen Unternehmen, keine Kosten. Auch sind 
keine Auswirkungen auf das Preisniveau, insbe-
sondere das Verbraucherpreisniveau, zu erwar-
ten. 

B. Besonderer Teil 

Zu Artikel 1 

Zu Nummer 1 

Mit der Ergänzung von Absatz 1 durch Buchstabe a 
wird klargestellt, daß die Mischfetterzeugnisse im 
Anwendungsbereich des Gesetzes liegen. Buch-
stabe b stellt eine redaktionelle Anpassung dar. 

Zu Nummer 2 

Nummer 2 enthält eine Änderung und eine Ergän

-

zung der Begriffsbestimmungen, die der Verknüp

-

fung des Gesetzes mit den gemeinschaftsrechtlichen 
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Vorschriften über Streichfette dienen. Die Begriffsbe-
stimmung zu „Margarineerzeugnis" wird neu gefaßt, 
ohne sachlich eine Änderung herbeizuführen. Mit 
dem Verweis auf die Streichfettverordnung werden 
zum einen die Streichfette mit bis zu 90 % Fett, also 
Margarine, Dreiviertelfettmargarine, Halbfettmarga-
rine und Streichfett der dazwischen- und darunterlie-
genden Fettstufen, die schon nach bisheriger Fas-
sung des Gesetzes zur Gruppe der Margarineerzeug-
nisse gehörten, dem Begriff zugeordnet. Zum ande-
ren wird gleichfalls in Fortführung geltenden Rechts 
das nicht im Anwendungsbereich der Streichfettver-
ordnung liegende, dem Butterreinfett ähnliche Mar-
garineschmalz erfaßt. Der neu eingefügten Begriffs-
bestimmung „Mischfetterzeugnis" unterliegt die 
Gruppe der von der Streichfettverordnung geregel-
ten Mischfette mit bis zu 90 % Fett und das nicht 
gemeinschaftsrechtlich festgelegte Konzentrat, das 
nach innerstaatlichem Recht die Bezeichnung Misch-
fettschmalz trägt. 

Zu Nummer 3 

Es wird die im Bundesrecht zu verwendende säch-
liche Behördenbezeichnung für die einzelnen Vor-
schriften in der jeweiligen Form vorgesehen. 

Zu Nummer 4 

Es soll in Anlehnung an die Regelung des § 37 Abs. 5 
des Lebensmittel- und Bedarfsgegenständegesetzes 
eine Änderung der Geltungsdauer der Ausnahmege-
nehmigungen erfolgen. Ausnahmen sollen künftig 
für drei Jahre, verbunden mit der Möglichkeit der 
Verlängerung um jeweils drei Jahre, gewährt werden 
dürfen, damit hinreichender Zeitraum für die Erpro-
bung und Bewertung der Maßnahmen gegeben ist. 

Zu Nummer 5 

Nummer 5 stellt eine Folgeänderung zu Nummer 1 
Buchstabe a dar. Die Vorschrift des § 9 betrifft die mit 
Milch und Milcherzeugnissen verwechselbaren Er-
zeugnisse. 

Zu Nummer 6 

Die Änderung der Strafvorschriften zielt darauf ab, 
aus dem Gemeinschaftsrecht erwachsende Sankti-
onsverpflichtungen hinsichtlich des Bezeichnungs-
schutzes erfüllen zu können. Die Strafvorschriften in 
§ 13 Abs. 1 Nr. 2 zur Bezeichnungsschutzverordnung 
wird zu einer Blankettvorschrift umformuliert, um ne-
ben der genannten Bezeichnungsschutzverordnung 
die in der Streichfettverordnung und in künftigen 
Verordnungen verankerten Vorschriften zum Schutz 
der Bezeichnungen der Milch, Milcherzeugnisse so-
wie Margarine und Mischfetterzeugnisse bewehren 
zu können. In die Blankettvorschrift wird die bislang 
durch § 13 Abs. 1 Nr. 2 strafbewehrte Vorschrift des 
Artikels 3 Abs. 1 und 2 der Bezeichnungsschutzver-
ordnung einbezogen, um hinsichtlich der unmi ttelbar 
geltenden Vorschriften in EG-Rechtsakten zum Be-
zeichnungsschutz einheitlich über eine Blankettvor-
schrift mit anschließender Durchführungsverordnung 
vorzugehen. Die Konkretisierung wird Gegenstand 
der Verordnung nach § 15 sein. 

Zu Nummer 7 

Die Änderung unter Buchstabe a ist redaktioneller 
Art. Mit Buchstabe b werden die Ordnungswidrig-
keitentatbestände um eine Blankettvorschrift er-
gänzt, die eine Bewehrung von Vorschriften in EG-
Verordnungen, die inhaltlich dem Regelungsreich 
der Verordnungsermächtigungen entsprechen, er-
möglicht. Diese Vorschrift zielt auf Erlaß von Sanktio-
nen zu den Herstellungs- und Kennzeichnungsvor-
schriften der Streichfettverordnung ab. Um auch 
künftige, im Regelungsbereich der gesetzlichen Er-
mächtigungen liegende Vorschriften des Gemein-
schaftsrechts bewehren zu können, wird wie in der 
Strafvorschrift eine Blankettvorschrift vorgesehen. 
Buchstabe c betrifft den Bußgeldrahmen. Für Ord-
nungswidrigkeiten nach § 14 Abs. 2 wird der Höchst-
betrag verdoppelt, um zu einer Gewährleistung der 
Durchsetzung der bewehrten Vorschriften in der 
Praxis beizutragen. 

Zu Nummer 8 

Nummer 8 enthält die Ermächtigung an das Bundes-
ministerium für Ernährung, Landwirtschaft und For-
sten, im Wege der Rechtsverordnung im Einverneh-
men mit dem Bundesministerium für Gesundheit die 
aufgrund des Gemeinschaftsrechts zu bewehrenden 
Vorschriften zum Bezeichnungsschutz sowie zur Her-
stellung und Kennzeichnung als Straftatbestände 
oder als Ordnungswidrigkeitentatbestände zu kon-
kretisieren. 

Zu Nummer 9 

Redaktionelle Anpassung. 

Zu Nummer 10 

Nachdem das Margarinegesetz durch Verordnung 
mit Wirkung vom 1. September 1990 aufgehoben ist, 
wird § 19 als gegenstandslos gestrichen. 

Zu Nummer 11 

§ 20 wird zur Rechtsbereinigung gestrichen. Er wird 
durch eine Übergangsregelung ersetzt. Diese ist er-
forderlich, um hinsichtlich der Bezeichnungsschutz-
verordnung Lücken im Rechtsgüterschutz zu verhin-
dern. Die Strafvorschrift des § 13 Abs. 1 Nr. 2 a.F. soll 
weitergelten, bis eine Verfolgung von Verstößen ge-
gen die genannte Verordnung über § 13 Abs. 1 Nr. 2 
n.F. in Verbindung mit der Durchführungsverord-
nung (§ 15 Nr. 1) erfolgen kann. 

Zu Nummer 12 

Die Berlin-Klausel ist gegenstandslos und wird ge-
strichen. 

Zu Artikel 2 

Die Vorschrift ermächtigt zur Neubekanntmachung 
des Milch- und Margarinegesetzes. 

Zu Artikel 3 

Die Vorschrift regelt das Inkrafttreten. 




